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68. Rundbrief                                                Mai/Juni/Juli 2009 

Eine Auswahl der wichtigsten Ereignisse der letzten 10 Wochen. Zusammen-
gestellt für unsere Mitglieder, Freunde und Gönner.     
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Woher die elektromagnetische Belastung der 
Bevölkerung stammt 
  
Eine neue Studie der Universitäten Bern und 
Basel: 
 
Die wichtigste Folgerung aus der Studie ist 
diejenige, dass die heutige Hauptbelastung der 
städtischen Bevölkerung mit elektro-magnetischer 
Strahlung zu je etwa einem Drittel von den 
Mobilfunkantennen, den Handys und den 
häuslichen Strahlungsquellen wie 
Schnurlostelefone und WLAN-Anlagen stammt. 
Das bedeutet, dass eine Verringerung der 
Strahlungsbelastung der Bevölkerung bei allen drei 
Kategorien von Strahlungsquellen ansetzen muss. 
 
Ausgeräumt  wird in der Studie, dass der weitaus 
grösste Teil der hochfrequenten elektro-
magnetischen Belastung der Bevölkerung aus 
Radio- und TV-Sendern stamme. Eine Irrmeinung 
die bislang stets mit grosser Vorliebe von allen 
Verhamlosern der Schnurlostechnologie mit Vehe-
menz verbreitet wurde. 
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Liechtenstein: Erpressungsversuche gehen weiter 
Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein wird von den Mobilfunkbetreibern weiterhin 
erpresst.  
 
Eine Medien-Mitteilung der FL-Regierung vom 29. Apr il 2009  
 
pafl: Fortschrittsbericht zur Erreichung der ab 201 3 gültigen Grenzwerte für 
Mobilfunkstrahlung verabschiedet.  
Vaduz (ots) - Vaduz, 29. April (pafl) - Die Regierung hat in ihrer Sitzung vom 28. April 2009 
einen Bericht und Antrag über die Erreichung der Grenzwerte für nichtionisierende Strahlung im 
Bereich Mobilfunk nach der "Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung" 
(NISV) verabschiedet. In ihren Berichten für das Jahr 2008 sagen die Mobilfunkanbieter aus, 
dass sie sich bei Beibehaltung der ab 2013 gemäss Umweltschutzgesetz geltenden 
Grenzwerte aus Liechtenstein zurückziehen werden, da der Betrieb von Mobilfunknetzen aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht nicht mehr machbar sei. 
 
Gemäss den Mobilfunkanbietern  ist die mobile Kommunikation in der heutigen Abdeckung, 
Zugänglichkeit und Qualität mit den vorgesehenen Grenzwerten in technischer Hinsicht auch 
bei einem Ausbau der Antennenstandorte um den Faktor 7 bis 10 nicht mehr erreichbar. 
Die technische Abwicklung der neuen Multimedia- und Breitbanddienste sei in Frage gestellt, 
die dazu notwendigen technischen Standards könnten nicht derart installiert und betrieben 
werden, dass die Einhaltung möglich sei. 
 
Der Landtag hatte im Mai 2008 beschlossen, die Strahlungsgrenzwerte für Sendeanlagen 
von zellularen Mobilfunknetzen und von Sendeanlagen für drahtlose Teilnehmeranschlüsse im  
Umweltschutzgesetz festzuschreiben. Bis Ende 2012 wurden dieselben  Grenzwerte festgelegt, 
wie sie auch in der Schweiz gelten; ab dem Jahre 2013 legte der Landtag um einen Faktor 10 
tiefere Werte fest. In der NISV wurde festgelegt, dass die Betreiber jährlich einen Bericht zu 
erstellen haben, in welchem die Fortschritte darzustellen sind, um diese Vorgaben für das Jahr 
2013 zu erreichen und die Regierung dem Landtag einen Fortschrittsbericht zur Kenntnis 
zu bringen hat. Ende der Pressemitteilung 
 
Stellungnahme von Gigaherz.ch zu der Medien-Mitteil ung der Regierung vom 29. April 
2009 betreffend Fortschrittsbericht: 
 
Die gesamte vom Drahtlos-Wahnsinn befallene Welt blickt zur Zeit gespannt nach 
Liechtenstein. 
 
Bereits heute mit Signalwirkung 
Der neue Liechtensteinische NIS-Grenzwert ist für unzählige elektrosensible Menschen ein 
Hoffnungsschimmer, in dieser total verstrahlten Welt doch noch einigermassen 
menschenwürdig überleben zu können. 
Die Liechtensteinischen 0.6V/m (=0.000956W/m2), obwohl erst ab 2013 gültig, haben bereits 
heute Signalwirkung auf alle europäischen Gerichtshöfe. Dieses Präjudiz ist es, was die 
Mobilfunkbetreiber fürchten wie der Teufel das Weihwasser und nicht die angeblichen 
technischen Schwierigkeiten.  Deshalb versuchen Sie den Landtag weiterhin unter Druck zu 
setzen, man könnte auch sagen zu erpressen. 



4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Gegensatz zu Liechtenstein, wo die Datenblätter von Mobilfunkanlagen immer noch als 
Staatsgeheimnis gehütet werden, müssen diese in der Schweiz öffentlich gemacht und an alle 
interessierten Kreise Kopien  davon abgegeben werden. So auch an uns, weil wir von 
Anwohnern der geplanten Anlage in Räfis um fachtechnische Hilfe gebeten wurden. 
 
Die geplante Anlage in Räfis  ist als eine reine UMTS-Anlage für Breitband- und 
Multimediadienste konzipiert und strahlt mit einer Leistung von nur 600Watt ERP in Richtung 
Buchs (Schweiz) und mit einer Leistung von 2100Watt ERP in Richtung Vaduz-Schaan (Azimut 
80°) An der Landesgrenze kommen davon noch 0.26V/m an und auf der Hauptstrasse Vaduz-
Schaan sind es noch 0.15V/m.  Mit diesen 0.15V/m will also TDC-Sunrise Schweiz, den 
Liechtensteinischen Mobilfunkanbietern Kunden abjagen.  Na Also! Geht doch! 
 
 

Liechtenstein: Bald 0.6V/m-Volksabstimmung? 
Eine Volksabstimmung über die Mobilfunkgrenzwerte wird wahrscheinlich. Die vom Landtag im 
Mai 2008 beschlossene Grenzwertsenkung auf 0.6V/m ab dem Jahre 2013 soll auf Antrag der 
Wirtschaftsverbände wieder rückgängig gemacht werden. 
 
Die 4 Wirtschaftsverbände des Fürstentums,  das heisst, die Wirtschaftskammer, die 
Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer, der Bankenverband sowie die 
Treuhändervereinigung sind offensichtlich entweder auf die Propagandamaschinerie der 
Mobilfunkindustrie hereingefallen oder deren Erpressungsversuchen erlegen. 
Anlässlich einer Medienkonferenz informierten am 15.Juni die Wirtschaftsvertreter  dass aus 
diesem Grund eine Gesetzesinitiative lanciert worden sei. Artikel 34 und 71 des 
Umweltschutzgesetzes, in denen die geplante Grenzwertsenkung verankert sind, sollen auf 
ihren Antrag hin wieder aufgehoben werden und die Grenzwerte wieder auf dem mit der 
Gesundheit nicht verträglichen Wert von 6V/m, wie in der Schweiz angehoben werden. Dies 
angeblich um die Zukunft der Landes zu sichern. (!) 
 
Eine Volksabstimmung im November oder Dezember ist wahrscheinlich 
Die Regierung (Exekutive) hat bereits bestätigt , dass der Antrag der Wirtschaftsverbände 
gesetzeskonform sei und dass dieser  im Juni-Landtag (also in der Legislative) behandelt 
wurde. 

 

Multimedia - und Breitbanddienste  sind  
auch unterhalb 0.6V/m möglich 
Dass auch unterhalb der angestrebten 
0.6V/m Multimedia- und Breitbanddienste 
betrieben werden können, beweist der 
Schweizer Mobilfunkanbieter Sunrise-TDC. 
Dieser versucht jetzt auf der Schweizer 
Seite dem Rhein entlang einige Antennen 
aufzustellen, deren Strahlung für 
Liechtenstein bestimmt ist. 
Wir haben exakte Zahlen und Fakten aus 
einer in Räfis geplanten Anlage, welche 
zur Hauptsache für Liechtenstein bestimmt 
ist. 
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Da das Parlament dem Antrag der Wirtschaftsverbände eine Abfuhr erteilt hat, muss nun die 
Regierung innerhalb von drei Monaten eine Volksabstimmung anordnen und die 
Liechtensteiner Stimmbürgerinnen und Stimmbürger haben endgültig das letzte Wort in Sachen 
Mobilfunk. Somit ist mit einem äusserst spannenden und für ganz Europa wegweisenden 
Abstimmungskampf zu rechnen. 
 
 

Bundesrichter mit Röhrenblick 
Die Kläger gegen Mobilfunkantennen sind sich ja einiges gewohnt an Skandalurteilen unserer 
Richter. Was jetzt kommt stellt einen vorläufigen Höhepunkt dar. Geht es überhaupt noch 
schlimmer? 
 
Von unserem Basler Korrespondenten, 7.5.08 
 
Ein Paradebeispiel des eingeengten juristischen Röhrenblicks, alle Signale der 
gesundheitlichen Schädigung der Mikrowellenstrahlung und des menschlichen Anstandes 
missachtend, bildet das Urteil 1C_282/2008 vom 7. April 2009. Den Beschwerdeführenden 
eröffnet am 24.April 09 
 
Wir wollen nicht das Bundesgericht als solches kritisieren. Jedoch die Herren Bundesrichter 
Féraud, Aemisegger und Raselli. Diese haben mit einem einzigen Aufwasch eine lange 
Beschwerdereihe abgelehnt, dringende Fragen der Bürger nicht beantwortet und Thesen und 
Aussagen von Bundesbehörden, die eher dem eigenen Rechtfertigungsgedanken als der Logik 
entspringen, übernommen.  
 
Das Qualitätssicherungssystem  wurde gründlich analysiert und schöngeredet. Etliches auch 
bemängelt, nur gerade mal 376 Anlagen von über 10'128 seien getestet worden und die 
Bevölkerung habe keine absolute Sicherheit, dass die bewilligten Werte nicht überschritten 
würden. 
Das Bundesgericht schreibt da das allermeiste den Erfindern des Systems ab, die auch noch 
gleich selber den Prüfbericht geliefert haben…..  
 
Bei der Evaluation der Qualitätssicherungssysteme für Mobilfunksendeanlagen, so das 
Bundesgericht, wurde zwar festgestellt, dass bei einem Viertel der 376 geprüften Anlagen 
inkonsistente Daten festgestellt wurden und „nur“ 8% nicht bewilligungskonform betrieben 
wurden. 
 
Hier findet das Bundesgericht mit inkonsistenten Daten einen neuen Fachausdruck in der 
Softwarewelt.  Als inkonsistenten Stuhlgang bezeichnet beispielsweise der Arzt Verstopfung 
und Durchfall. Was bedeutet nun der Ausdruck inkonsistente Daten? Datenverstopfung oder 
Datendurchfall?  Wenigstens stinkt‘s hier nicht. Höchstens zum Himmel. 
 
Dann wird kräftig weiter abgeschrieben: Wie das BAFU in seiner Vernehmlassung 
überzeugend darlegt ist die Eigenverantwortung eine wesentliche Voraussetzung und 
unverzichtbar. 
 
Das Fazit: …… weder der Evaluationsbericht noch die daran anknüpfende Kritik der 
Beschwerdeführer sollen ein Grund sein auf die Kontrolle durch bauliche Massnahmen 
(Hardware Kontrolle)  zurückzukommen. 
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Die Bankrotterklärung: 
Der Staat ist nicht fähig die Mobilfunkindustrie wirksam zu kontrollieren und den Schutz der 
Bevölkerung vor Mikrowellenstrahlung durchzusetzen. Das Bundesgericht findet lapidar: Die 
Eigenverantwortung der Mobilfunkbetreiber sei für das Funktionieren der QS-Systeme 
unabdingbar, denn der Staat könne unmöglich alle 10‘000 Basisstationen kontrollieren.  Das ist 
eine Bankrotterklärung vor den Kräften der finanzstarken Industrie. Eine Eigenverantwortung 
sollte man einmal beim Verkehr einzuführen versuchen. Jeder Verkehrsteilnehmer meldet per 
Formular Ende Monat dem Strassenverkehrsamt wann und wo er wie viel und wie lange zu 
schnell gefahren ist. Oder wann und wo er mit wie viel Alkohol am Steuer gesessen hat.  
 
Weitere Infos zum Qualitätssicherungssystem finden Sie unter: 
http://www.gigaherz.ch/1293 http://www.gigaherz.ch/1337 http://www.gigaherz.ch/1466  
 
Die Gesundheitlichen Schädigungen .  
Ausführlich wurde von den Klägern dargelegt, dass das BAFU sich ihnen gegenüber schriftlich 
geäussert habe, dass man das Forschungsprogramm NFP 57 im Jahre 2010 abwarten wolle. 
Also keine Resultate vor 2011. Unabhängige Studien wie Naila, Salford et al. Bioinitiative und 
die Erkenntnisse des Dr. Hässig mit den Missgeburten im Stall Sturzenegger, verursacht durch 
die Orange Antenne, waren der Beschwerde beigelegt worden.  
 
Das Bundesgericht dazu: Das BAFU könne nicht jede Studie sofort kommentieren, habe eine 
öffentliche Datenbank Elmar und die Entwicklung  des wissenschaftlichen Kenntnisstandes und 
der Risikoabschätzung sei ein langsamer Prozess, der im Zeithorizont von Jahren und nicht 
von Tagen ablaufe. Der Rhythmus sei ausreichend. 
Klar ausreichend für einen ungestörten Endausbau der Mobilfunknetze, hat das Bundesgericht 
anzufügen vergessen 
 
Dann entscheidet das Bundesgericht weiter, Eine Abwägung des öffentlichen Interesses an 
einer preiswerten Mobilfunkversorgung von hoher Qualität sei höher zu gewichten als noch 
nicht abschätzbare Risiken. 
Die von den Beschwerdeführenden eingereichten Beweisunterlagen, wie die Swisscom-
Patentschrift zu WLAN und Bio-Initiative enthalte keinerlei neuen Erkenntnisse. 
Von all den zu den Akten gegebenen Studien erfülle einzig die NAILA- und SALFORD-Studien 
die Kriterien der Wissenschaftlichkeit.  Die Bio-Initiative dagegen liefere keine neuen Fakten.   
 
Dann kommt wieder der blödsinnige Spruch,  dass eine Studie nur dann anerkannt werde, 
wenn es dazu keine Gegenstudien mehr gebe. Bei den finanziellen Anreizen, welche die 
Mobilfunkbetreiber gegenwärtig charakterlich schwachen Wissenschaftlern anbieten, ein Ding 
der Unmöglichkeit.  Sehen sie auch unter http://www.gigaherz.ch/1185 nach 
Nicht fehlen darf wiederum die Bemerkung, dass die Anlagegrenzwerte sich nach technischen 
und betrieblichen Möglichkeiten und wirtschaftlicher Tragbarkeit zu richten habe und nicht nach 
bestimmten Verdachtsschwellen, sprich medizinischen Erkenntnissen. 
 
Der Mietvertrag und die Baupläne  im beschriebenen Verfahren, wurde von einer schwer 
dementen, über 90-jährigen Insassin eines Alters-Pflegeheims unterschrieben und deshalb von 
den Beschwerdeführern angefochten. Etliche Unterschriften fehlten sogar. 
Dazu meint das Bundesgericht lediglich, es stehe den Beschwerdeführern nicht zu, die Frage 
der Zurechnungsfähigkeit der Standortgeberin zu thematisieren. Punkt. 
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Damit dürfte den Mobilfunkbetreibern für die Standortsuche ihrer Antennen der Weg über den 
Besuch von Demenzabteilungen in Alters-Pflegeheimen endgültig geöffnet worden sein!  
Dieses bereits mehrfach praktizierte, unglaubliche Vorgehen wurde von Gigaherz schon öfters 
kritisiert, von einer breiten Mehrheit der (anständigen) Bevölkerung jedoch schlicht nicht für 
möglich gehalten. Mit dem vorliegenden skandalösen Bundesgerichtsentscheid, dürfte nun der 
Beweis für solche himmelschreiende Machenschaften erbracht worden sein. 
Die Standortaquisiteure erscheinen mit einem Köfferchen voller Banknoten und: Tschau Sepp, 
hier unten rechts kannst Du für das grosszügige Geschenk unserer Firma quittieren. Und schon 
ist ein Mietvertrag für 15 Jahre unterschrieben. 
 
Die Unterschrift der einwilligenden Person wurde al so einer demenzkranken 
Pflegeheiminsassin „abgeluchst“.  Zahlreiche Unterschriften fehlten gänzlich. Die 
Beschwerdeführer haben das von Anfang an beanstandet und mussten verwundert erleben wie 
die jeweiligen Instanzen reagierten. 
Im Baudepartement BS überging man diesen Teil der Beschwerde.  
Die Baurekurskommission meinte, es sei „formaljuristisch überspitzt“ diese Unterschriften 
nachträglich einzuholen.  
Das Basler Appellationsgericht liess keine Zeugenbefragung zu und verlangte, dafür sei ein 
separates Gerichtsverfahren anzuheben. 
Das Bundesgericht machte sich die Sache noch einfacher und machte in „Beweislastumkehr“. 
Die Beschwerdeführer hätten nirgends behauptet die Unterschriften seien per se nicht gültig 
oder unwirksam und ferner dazu nicht legitimiert, die Urteilsfähigkeit zu thematisieren. 
Nun wie kann man fehlende Unterschriften  als ungültig oder unwirksam nachweisen?  
Wer kontrolliert dann überhaupt die Behörden und die Gerichte?? 
 
Das Bundesgericht hat folglich Folgendes entschiede n: 

• Dass die Erkenntnisse der Mobilfunkbetreiberin Swisscom über Krebs und 
Erbsubstanzbrüche, die seit dem Jahre 2003 bekannt sind, ignoriert werden dürfen. 

• Dass die Menschen  die näher als 400 Meter bei einem Mobilfunksender leben ein über 
3 mal höheres Risiko für Krebs haben dürfen. (Naila Studie) 

• Dass schon bei kurzfristiger Exposition von 2 Stunden Albumin, Eiweissablagerungen im 
Hirn entstehen dürfen. Wieso soll das bei Menschen anders sein als bei den Tieren?  
(Salford- Studie) 

• Dass die Frage nicht beantwortet wird, wieso beim Bauer Sturzenegger die Kühe 
missgebildete Kälber mit Katarakt bereits bei 0.12 – 0,86 V/m zur Welt brachten und die 
Bewohner der OMEN in diesem Fall mit 5,9 V/m bestrahlt werden dürfen. 

• Dass die Liechtenstein-Grenzwertregelung von 0,6 V/m ja noch keine Resultate 
aufweise. 

• Dass Unterschriften nicht geprüft werden müssen, egal von welcher Instanz. 
 
Jetzt wissen wir auch wieso die ELMAR Datenbank keine Tierstudien berücksichtig, denn dann 
müsste man ja handeln. Also abwarten bis wir dasselbe bei den Menschen in genügender 
Menge und statistisch signifikant vorfinden. Vielleicht sind dann halt ein paar schon verblödet 
oder tot. 
 
Diese Frage stellt sich dem gewöhnlichen Bürger: 
Wieso brauchen wir eigentlich ein Bundesgericht, dass die BAFU Thesen einfach abschreibt 
und deren Stellungnahmen als sakrosankt übernimmt. Den eigenen Denkapparat einzuschalten 
und die wirklichen Gefahren, die die Kläger beschreiben nicht einmal zu lesen und vielleicht 
zwei Minuten darüber nachzudenken im Stande ist? Was die Bundesrichter wohl machen 
werden, wenn die beschriebenen Schädigungen bei einer ihrer Familien auftauchen? 
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Der gelackmeierte ist der Bürger der für seine Gesundheit kämpft und zahlt. 
Die Mobilfunkbetreiber reiben sich solange die Hände, bis die Rechnung der vorsätzlichen 
Schädigung auf dem Tisch liegt (Swisscom Geständnis)  
Gnade den Bürgern, die in einer strafrechtlich relevanten Gerichtssache an solche Richter 
gelangen. Wir können nur aufdecken was passiert ist. Die eigenartigen Ansichten der 
Entscheidungsträger beschreiben und weiterkämpfen bis die ganze Sache so zum Himmel 
stinkt, dass es auch in Lausanne und Bern zu riechen ist. 
 

 
Elektromagnetische Felder und Gesundheit 
Eine Erklärung der Association pour la Recherche Thérapeutique Anti-Cancéreuse (ARTAC) 
vom 23. März 2009 in einer Übersetzung durch Bürgerwelle Schweiz vom 05.05.2009 
 
In einer Übersetzung durch Bürgerwelle Schweiz 05.05.2009 
publiziert bei Gigaherz, am 16.05.09 
 
Die Französische und englische Originalversion dieser Erklärung steht unter: 
http://www.artac.info/static.php?op=Declaration23mars2009.txt&npds=1 
 
Die Darwin'sche Evolution  geschah in der Gegenwart natürlicher elektromagnetischer Felder 
(EMF). Der Magnetsinn ist einer der biologischen Mechanismen, die von den Zugvögeln und 
den Bienen für die Navigation benutzt werden. Kein Wissenschaftler kann heute behaupten, die 
Abdeckung unserer europäischen Territorien mit den vielfältigsten EMF habe gegenwärtig oder 
zukünftig keine bedeutenden Auswirkungen auf das Verhalten und die Erhaltung der Fauna. 
 
Die Effekte der EMF auf unsere Gesundheit  sind begründet durch die klinische Beobachtung 
sehr zahlreicher toxikologischer und biologischer Untersuchungen sowie einiger 
epidemiologischer Studien. In Europa gibt es heute eine zunehmende Zahl kranker, als 
elektrosensibel bezeichneter Personen (EHS = Electrohypersensitives), die eine Intoleranz 
gegenüber den EMF entwickelt haben. 
Obwohl die bei EHS relevanten biologischen Mechanismen noch nicht verstanden werden, ist 
der Status der EHS in Schweden gesetzlich als Behinderung anerkannt. 
 
Wir Ärzte, die wir in Übereinstimmung mit dem Hippo kratischen Eid handeln,  wir 
Wissenschaftler, die wir im Namen der wissenschaftlichen Wahrheit handeln, wir alle, Doktoren 
und Forscher verschiedener Staaten der Europäischen Union, erklären hiermit in gänzlicher 
Unabhängigkeit unseres Urteils, dass bei einer zunehmenden Zahl von Patienten eine 
Intoleranz gegenüber EMF festgestellt werden muss, und dass ihnen diese Intoleranz 
schweren Schaden an ihrer Gesundheit sowie im Familien- und Berufsleben zufügt; dass die  

Die Kälberblindheit , in der neuesten Ausgabe der Zeitschrift 
Saldo vom 29. April 2009, neu auch bei Bauer Weber 
beschrieben, grassiert offensichtlich bereits im Staatsapparat.  
Solche Richter brauchen wir so wenig, wie das BAFU Leute, 
die nur ignorieren, juristisch und nicht nach medizinischen 
Punkten argumentieren und damit mitverantwortlich sind für 
eine Entwicklung die absehbar ist und sich im Tierversuch 
bestätigt hat.  Neues zur Kälberblindheit unter 
http://www.gigaherz.ch/1252 
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Möglichkeit einer Entwicklung neurodegenerativer Krankheiten oder gar bestimmter 
Krebsformen nicht ausgeschlossen werden kann, und dass dieser Schaden deshalb durch die 
Sozialversicherungssysteme der verschiedenen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union anerkannt und ausgeglichen werden muss. 
 
Hiermit warnen wir die Regierungen,  dass gemäss heutigem Wissensstand nicht 
auszuschliessen ist, dass nach einer ausreichenden Expositionsdauer auch die Kinder von 
dieser Intoleranz betroffen sein werden, und dass dadurch in den kommenden Jahren ein 
bedeutendes Problem in Bezug auf die öffentliche Gesundheit in all denjenigen Staaten 
verursacht werden wird, welche die auf den EMF basierenden modernen Technologien ohne 
Einschränkung nutzen. 
 
Auch wenn unsere wissenschaftlichen Kenntnisse noch unvollständig sind und gewisse 
Ergebnisse gegenwärtig einen Meinungsstreit ausgelöst haben, so anerkennt die internationale 
Gemeinschaft der Wissenschaftler doch einmütig das Vorhandensein eines ernsthaften 
potentiellen Risikos für die öffentliche Gesundheit und fordert dringend die Anwendung des 
Vorsorgeprinzips. 
Mit gewissen Interessengruppen weiterhin gemeinsame Sache zu machen und die Gesundheit 
im Namen kurzfristiger wirtschaftlicher und finanzieller Interessen zu gefährden,kann der 
Gesamtheit unserer Mitbürger nur Unheil bringen. 
 
Prof. Franz Adlkofer, Koordinator des Europäischen REFLEX-Forschungsprogrammes, 
Verum Foundation, München (Deutschland) 
 
Prof. Dominique Belpomme, Universität Paris-Descartes, Medizinisch-Onkologische Fakultät, 
Europäisches Krankenhaus Georges Pompidou, Paris (Frankreich) 
 
Prof. Lennart Hardell, MD PhD, Onkologische Fakultät, Universitätskrankenhaus, Örebro 
(Schweden) 
 
Prof. Olle Johansson, Neurologische Fakultät, Karolinska Institut, Königliche Technische 
Hochschule, Stockholm (Schweden) 
 
 

Die Strombarone 
Sie kassieren Saläre in Millionenhöhe und machen dem Volk weis, Hochspannungsleitungen 
magnetfeldarm unter den Boden zu verlegen komme zu teuer zu stehen. 
 
Von Hans-U. Jakob, die Zahlen zu den Salären stammen aus der Berner-Zeitung vom 11.5.09 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Giovann i Leonardi, CEO von ATEL  
Auch der Stromkonzern ATEL hat angeblich kein Geld um 
Hochspannungsleitungen magnetfeldarm unter den Boden zu verlegen. 
Wie die Berner-Zeitung vom 11.Mai 09 zu berichten weis, geht es ATEL 
momentan so schlecht, dass der Lohn von CEO Giovanni Leonardi auf Fr. 
983.- gekürzt werden musste. Stundenlohn versteht sich. 
Als Tagelöhner kommt jetzt Giovanni nur noch auf einen bescheidenen 
Tagelohn von Fr.8553.- oder wenn er tatsächlich 230 Tage im Jahr „arbeiten“ 
müsste nur noch auf einen Jahreslohn von Fr. 1‘921‘100. (Eine Million und 
921Tausender und ein paar Zerquetschte) 
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Uebrigens war es damals den Lehrlingen vertraglich untersagt, sich einen Schnautz wachsen 
zu lassen. 
 
Die Abzocker scheuen sich nicht einmal davor, die Krebsliga Schweiz vor ihren Karren zu 
spannen, um auf ihren Millionen-Salären sitzen bleiben zu können. Sehen sie dazu unter 
http://www.gigaherz.ch/media/PDF_1/Antwort-Krebsliga.pdf 
 
 

 
800 Millarden Dollars für die Abschaffung der Grenzwerte? 
 
Für 800 Milliarden Dollars will sich die Mobilfunki ndustrie ein sogenannt 
berechenbares Umfeld mit möglichst wenig Eingriffen  durch die Regulierer schaffen.   
 
Dafür bietet sie den Regierungen der G20-Staaten ein Hilfspaket von insgesamt 800 Millarden 
Dollars gegen die Wirtschaftskrise an. 
Das Lokvogelangebot beinhaltet zudem die Schaffung von 25 Millionen Arbeitsplätzen. 
Als Gegenleistung erwarten die Mobibilfunkbosse eine Deregulierung des Mobilfunkwesens. 
Sprich Abschaffung von Grenzwerten und Bauvorschriften 
 
Quelle: 
http://www.welt.de/die-welt/article3487251/800-Milliarden-Dollar-Angebot-der-
Mobilfunkindustrie.html 
 
O-Ton der Meldung 
800-Milliarden-Dollar-Angebot der Mobilfunkindustrie  
2. April 2009, 03:52 Uhr  
 
In einer beispiellosen Aktion haben sich 25 Chefs der bedeutendsten Mobilfunknetzbetreiber 
und Ausrüster zusammengetan und den Regierungschefs der G-20-Staaten in einem Brief 
Investitionen von 800 Mrd. Dollar angeboten. Das könnte 25 Millionen Arbeitsplätze weltweit 
schaffen.  
 
Das Schreiben unterzeichneten unter anderen René Obermann (Deutsche Telekom), Vittorio 
Colao (Vodafone), Cesar Alierta (Telefónica), Olli-Pekka Kalasvuo (Nokia) und Carl-Henric 
Svanberg (Ericsson).  
Der Ausbau mobiler Breitbandnetze kann demnach die Weltwirtschaft ankurbeln und den CO2-
Ausstoß senken. Dazu müssten den Mobilfunkkonzernen die benötigten Funkfrequenzen 
zugeteilt werden. Zudem fordern die Unterzeichner ein stabiles, berechenbares Umfeld 
mit wenigen Eingriffen durch Regulierer.  
Heu 
 

 

Kurt Rohrbach, Abzocker -Lehrling  
Dagegen sieht Kurt Rohrbach, Direktionspräsident der Bernischen Kraftwerke 
mit Fr. 761‘000 Jahreslohn oder lumpigen 389.25 Franken Stundenlohn doch 
eher wie ein Abzocker-Lehrling aus. Mit nur 3309.00 Franken im Tag guckt er 
denn auch entsprechend bescheiden aus der Wäsche. Fassen sie Mut Herr 
Rohrbach! Jeder hat mal klein angefangen. 
Sogar der Verfasser dieses Artikels. Im Jahre 1954 bei den Bernischen 
Kraftwerken als Stromer-Lehrling mit 20 Rappen Stundenlohn.  
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Die Frage sei erlaubt, woher diese Gelder stammen? Von der Mafia oder den 
Drogenbaronen?? 
Und wie soll die totale elektromagnetische Verseuchung plötzlich den CO2-Ausstoss 
verringern?? 

 
 
Der Gouverneur von Florida bestätigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung von Gigaherz: 
Wir schlagen dem Bundesrat Charlie Crist für die Nachfolge des zurücktretenden Thomas 
Zeltner als neuen Direktor des Bundesamtes für Gesundheit vor. 

Sinngemässe deutsche Uebersetzung:  
 
Der Gouverneur von Florida, Charlie Crist, bestätigt mit Siegel und 
Unterschrift: 
Dass es in Florida und in aller Welt Menschen gibt, die an der 
Krankheit Elektromagnetische Sensivität (EMS) leiden, als Folge der 
globalen Belastung. 
 
Dass EMS eine chronische, schmerzhafte Krankheit als Reaktion auf 
elektromagnetische Strahlung ist, für die es kein Heilmittel gibt. 
 
Dass EMS folgende Symptome erzeugen kann: Dermatologische  
Veränderungen, Taubheitsgefühl, Kribbeln, Hautentzündungen, 
Hautrötungen, Kopfschmerzen, Herzrhythmusstörungen, 
Muskelschwäche, Ohrgeräusche, Magen-Darmprobleme, Uebelkeit, 
Sehstörungen, Nervenprobleme, Atemprobleme und zahlreiche 
physiologische Probleme. 
 
Dass EMS in den amerikanischen Gesetzen Disabilities Act und US 
Access Board als Krankheit anerkannt ist. 
 
Dass die Gesundheit der allgemeinen Bevölkerung in Folge 
elektromagnetischer Bestrahlung einem Risiko ausgesetzt ist, das zu 
Erkrankungen führen kann. 
 
Dass man dieser Krankheit durch Reduktion oder Vermeidung 
elektromagnetischer Strahlung vorbeugen kann, sowohl in Innen- wie 
in Aussenräumen und auch durch mehr Forschung. 
 
Dass Menschen mit EMS Unterstützung benötigen, durch 
medizinische Einrichtungen und Verständnis von Familie, Freunden, 
Kollegen und der Gesellschaft, denn sie kämpfen gegen eine 
Krankheit und müssen sich an einen neue Lebensart gewöhnen.  
 
In diesem Sinn entbiete ich Charlie Crist, Gouverneur des Staates 
Florida  all denen meine besten Grüsse, die den Mai 2009 als Monats 
des Bewusstseins über EMS betrachten. 
 
Mit Unterschrift des Gouverneurs und dem Siegel des Staates Florida 
 
 

 

Charlie Crist, Gouverneur des Staates Florida,  bestätigt mit Siegel des 
Staates und seiner Unterschrift, dass Elektromagnetische Felder (Elektrosmog) 
bei einem Teil der Bevölkerung schwere gesundheitliche Probleme verursachen. 
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Auch die Gouverneurin von Connecticut bestätigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
230kV-Leitung Wattenwil-Mühleberg unter den Boden 
 
Der Regierungsrat des Kantons Bern will sich dafür einsetzen, dass die zu erneuernde, 
um die 6- Fache Transportkapazität hochgerüstete Ho chspannungsleitung zwischen 
Wattenwil und Mühleberg in den Boden verlegt wird. 
 
Dies geht aus einer Antwort des Regierungsrates auf eine Motion Christian Brönnimann (BDP) 
Rita Haudenschild (Grüne) Mathias Burkhalter (JUSO) und Fritz Ruchti (SVP) hervor. 
 
Eine gesundheitliche Gefährdung der Bevölkerung könne nicht ausgeschlossen werden. 
Zudem beeinträchtigten Hochspannungsleitungen die Landschaft. Der Regierungsrat 
befürworte deshalb eine Motion welche die Erdverlegung der Hochspannungsleitung von 
Wattenwil nach Mühleberg zum Ziel hat. 

Nach dem Gouverneur von Florida, Charlie Crist, bestätigt nun auch Ihre 
Excellenz M. Jodi Rell, Gouverneurin des US-Staates  Connecticut,  die 
Krankheit „elektromagnetische Sensibilität“, während in der Schweiz selbst der 
Bundesrat deren Vorhandensein hartnäckig leugnet.  
  

Sinngemässe deutsche Uebersetzung  
 
IN ANBETRACHT DESSEN, dass Menschen aller Altersgruppen in 
Connecticut und auf der ganzen Welt die Krankheit 
„elektromagnetische Sensibilität“ (EMS) entwickelt haben als Folge 
von globaler elektromagnetischer Verschmutzung; und 
IN ANBETRACHT DESSEN, dass elektromagnetische Sensibilität 
(EMS) eine schmerzhafte, chronische Krankheit von 
hypersensitiven Reaktionen auf elektromagnetische Strahlung ist, 
für die es keine bekannte Heilung gibt; und 
IN ANBETRACHT DESSEN, dass die EMS-Symptome 
Hautveränderungen, akute Taubheit und Kribbeln, Dermatitis, 
Hitzewallungen, Kopfschmerzen, Arrhythmie, Muskelschwäche, 
Tinnitus, Unwohlsein, Magenprobleme, Uebelkeit, 
Sehschwierigkeiten, neurologische Atembeschwerden, 
Sprechschwierigkeiten und viele andere physiologische Störungen 
beinhalten ; und 
IN ANBETRACHT DESSEN, dass elektromagnetische Sensibilität  
(EMS)  von den Amerikanern anerkannt wurde im „Disabilities Act“, 
vom U.S. Access Board und zahlreichen Kommissionen; und 
IN ANBETRACHT DESSEN, dass die Volksgesundheit gefährdet 
ist durch die elektromagnetischen Expositionen, die zu Krankheiten 
führen, verursacht durch die elektromagnetischen Strahlungen; und 
IN ANBETRACHT DESSEN, dass diese Krankheiten verhindert 
werden könnten durch Herabsetzung oder Vermeidung der 
elektromagnetischen Strahlung, und zwar in der ganzen Umgebung 
ausserhalb und innerhalb der Häuser sowie durch weitere 
wissenschaftliche Forschungen; und 
IN ANBETRACHT DESSEN, dass die Menschen mit EMS Hilfe 
vom medizinischen Establishment und Verständnis von der Familie, 
Freunden, Mitarbeitern und der Gesellschaft benötigen für ihren 
Kampf gegen die Krankheit und ihre Anpassung des neuen 
Lebensstils ; 
DEMZUFOLGE erkläre ich, M. Jodi Rell, Gouverneur des Staates 
Connecticut den Monat Mai 2009 zum 
Monat des Bewusstseins der elektromagnetischen Sens ibilität 
(EMS) 
im Staat Connecticut 
Sig. M. Jodi Rell, Gouverneur 
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Die Motion muss im Herbst noch die Hürde der Abstim mung im Grossen Rat nehmen,  wo 
sie jedoch gute Chancen für eine Annahme hat, da sie auch von bürgerlichen Parteien 
mitgetragen wird. 
 
Da der Kanton Bern bei den Bernischen Kraftwerken (BKW) die Aktienmehrheit besitzt, könnte 
die BKW, welche aus Profitgünden von einer Erdverlegung gar nichts wissen will, in arge 
Bedrängnis geraten.  Denn, dass Erdverlegungen 3 bis 8 mal teurer sind als Hochspannungs-
Freileitungen, schleckt keine Geiss weg. Was so ein Strombaron verdient, übrigens auch nicht.  
Siehe Seite 9 
 
Aber ist es dieser Mehrpreis einer magnetfeldarmen Bodenverlegung wert,  um ca. 40-60 
Kinder die im Laufe der nächsten 50 Jahre entlang dieser Leitung, trotz eingehaltenen 
amtlichen Grenzwerten, an Leukämie erkranken und zum Teil sterben würden,  gesund und 
munter zu halten? 
Wie uns die Krebsligsa Schweiz um der Sponsoren-Gelder der Stromlobby wegen in dieser 
Hinsicht belügt, finden Sie unter http://www.gigaherz.ch/1455 
 
Beim Hochspannungsleitungsprojekt Wattenwil-Mühleberg gab es über 300 Einsprachen von 
betroffenen Anwohnern und von 10 Gemeinden, die sich für die Gesundheit ihrer Bürger/Innen 
und für ihre schöne Landschaft vehement und effizient einsetzen.  Welche Propagandmühle 
darauf hin auf die Bevölkerung und die örtlichen Politiker losgelassen wurde, finden Sie unter 
http://www.gigaherz.ch/1434 
 
Das Projekt Wattenwil-Mühleberg liegt jetzt in zwei ter Instanz beim Bundesamt für 
Energie, wo mit Sicherheit eine Bodenverkabelung infolge der engen Querverbindungen 
dieses Amtes zu der Elektrizitätswirtschaft, mit grösster Wahrscheinlichkeit abgelehnt werden 
wird.  Bleibt dann noch der Gang an das Bundes-Verwaltungsgericht und schlussendlich ans 
Bundesgericht. 
 
Um auch auf Ebene der Bundesgerichte Einfluss nehmen zu können, hat jetzt die 
Elektrizitätswirtschaft, zusammengeschlossen in einer sogenannten Projekt-Begleitgruppe ein 
sogenanntes Punktierungs- und Prüfschema entwickelt, mittels welchem angeblich berechnet 
werden könne, wann eine Leitung in den Boden müsse und wann nicht. Ein weiterer Skandal in 
der langen Geschichte einer langen Leitung. Näheres dazu unter http://www.gigaherz.ch/1494 
 
Viele weitere links zu Hochspannungsleitungen unter http://www.gigaherz.ch/1306 

Die 32km lange Leitung  führt durch hochsensible Landschaften 
und zu einem schönen Teil sogar durch ein BLN-Gebiet 
(Bundesinventar von Landschaften von nationaler Bedeutung) 
Um die Strahlungsgrenzwerte mit den geforderten radialen 
Distanzen gegenüber den nächstliegenden Wohnhäusern 
einhalten zu können, hätten bis zu 88m hohe Maste erstellt 
werden müssen.  Ueber den Wäldern wären Maste bis zu 82m 
Höhe erforderlich gewesen damit die Seildurchhänge die 
Baumwipfel nicht berührten. 

 
Bild: Bestehende 132kV-Leitung 
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Vernehmlassung zur Erdverlegung von Hochspannungsleitungen. 
 
Bis Ende Juni konnten sich Gefragte und Ungefragte zu einem reichlich dubiosen 
Prüfungs- und Beurteilungsschema direkt bei Bundesr at Leuenberger äussern. Gigaherz 
hat sich ungefragterweise vernehmen lassen. Hier ei n kurzer Auszug aus unserer 
Stellungnahme. 
 
Vorwort: 
Da der politische Druck in kantonalen und eidgenössischen Parlamenten auf die Strombarone 
in den letzten Monaten in dieser Sache enorm gestiegen ist, versuchen diese jetzt mit  einem 
sogenannten Prüfungs- und Beurteilungsschema „Kabel oder Freileitung“, die Bevölkerung 
ruhig zu stellen. Was uns da das UVEK (Departement von BR Leuenberger) mit einem  
angeblich neutralen Punktierungssystem unterjubeln will, ist unseres Erachtens nichts anderes 
als ein perfider Angriff auf die letzten kleinen Reste der Rechte der betroffenen Bevölkerung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Untergruppe setzte sich wie folgt zusammen: 
Wirtschaftsanwalt Dr. Michael Merker, Binder Industrieanwälte, Baden (Präsident) 
Prof. Klaus Fröhlich (ETHZ, Institut für Energieübertragung) 
Dario Marty (Leiter Eidg. Starkstrominspektorat und Verwaltungsrat der Electrosuisse) 
Rolf Sägesser (Suisseplan Ingenieure AG, Verwaltungsratspräs. EKZ) 
Gilbert Thélin (BAFU, Leiter Sektion Landschaft und Infrastruktur).  
 
Von wem soll nun das Prüf und Beurteilungsschema an gewendet werden? 
Ein kurzer, möglicher Hinweis darauf findet sich in den Vorbemerkungen unter Punkt 1b. Hier 
steht: 
Die Ermessensausübung kann mit Blick auf die notwendige rechtsgleiche Anwendung 
weitgehend harmonisiert werden, wenn das Schema im SÜL-Verfahren durch die 
Begleitgruppe konsequent gleich angewendet wird. 
Wer ist diese Begleitgruppe? Es sind: 

Die im Herbst 2007 beauftragte fünfköpfige 
Untergruppe „Kabelkriterien“  der AG LVS unter der 
Leitung des Präsidenten der AG LVS, Rechtsanwalt 
Michael Merker, welche die Kriterien für den Entscheid 
über die Verkabelung von Hochspannungsleitungen zu 
erarbeiten hatte, ist völlig einseitig zu Gunsten der 
Elektrizitätswirtschaft zusammengesetzt.   4 von 5 
Mitgliedern sind knallharte Industrievertreter.  Der 
Präsident ist im Hauptberuf Wirtschaftsanwalt und ist 
uns für seine feindselige Haltung gegenüber der 
Elektrosmog-betroffenen Bevölkerung bestens bekannt. 
An der einseitigen Zusammensetzung ändert auch der 
Vertreter des BAFU nichts.  Seine Sektion Landschaft 
und Infrastruktur ist bei uns bekannt dafür, 
Beurteilungen von Hochspannungsleitungen stets auf 
Kosten des Gesundheitsschutzes und ausschliesslich 
zu Gunsten des Landschaftsschutzes zu betreiben, 
indem Masten gekürzt oder strahlungstechnisch 
ungünstig verschoben werden. 

 
Bild: 380kV-Freileitung in Baar ZG 
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Vertreter der UVEK-Bundesämter, Vertreter der Elektrizitätswirtschaft, der SBB, der 
Projektierungsbüros, der betroffenen Kantone und 1 gemeinsamer Vertreter der 5 grossen 
Umweltorganisationen, USOs genannt. Damit Letzterer nicht einer Mehrheit von 11:1 
gegenübersteht, darf dieser dann noch einen Vertreter einer lokalen Umweltorganisation 
vorschlagen. Falls dieser der Begleitgruppe genehm ist, wäre dann das Stimmenverhältnis 
gerade auf 11:2 „verbessert“  worden.  
FAZIT: Die Betroffene Bevölkerung hätte auch hier sozusagen nichts zu sagen. 
 
Zum Prüf und Beurteilungsschema selbst: 
Das Schema ist mit seinen mathematischen Tricks zu kompliziert um von der Bevölkerung 
verstanden, geschweige denn angewendet  werden zu können. Da deren Mitwirkung 
offensichtlich zum Vorneherein nicht gefragt ist, spielt dies demnach auch keine grosse Rolle.  
Die Punktevergabe erfolgt völlig subjektiv, je nach Ineressenlage der Anwender.  
Eine Anwohnervertretung wird immer auf eine Punktezahl zu Gunsten einer Bodenverkabelung 
kommen, während die Wirtschaftsvertreter mit Leichtigkeit eine Punktezahl zu Gunsten der 
billigeren Freileitung errechnen können. 
 
Der eigentliche Skandal  
liegt in der Anzahl der maximal zu vergebenden Punkte bei der Bewertung pro 
Bodenverkabelung. 
Hier dürfen das Landschaftsbild und die Schutzgebiete mit maximal je 30 Punkten, gesamthaft 
also mit 60 Punkten pro Bodenverkabelung bewertet werden, der Schutz vor nichtionisierender 
Strahlung dagegen nur gerade mit 5 Punkten.  Hier kommt eine menschenverachtende Haltung 
zum Ausdruck, die kaum noch zu überbieten ist. 
 
Der Volksaufstand ist vorprogrammiert: 
Dem Bericht ist eine graphische Darstellung für den Ablauf zur Behandlung von 
Leitungsbauvorhaben beigeheftet. Dazu gibt es Folgendes zu bemerken: 
 

• Der Prüfungsablauf schaltet die betroffene Bevölkerung zum Vorneherein aus.  
• Bundes- und kantonale Amtsstellen machen die Sache mit der Stromlobby aus.  
• Die Bevölkerung wird mit einem fertigen Projekt konfrontiert.  

 
Um die Wünsche und Anliegen der betroffenen Bevölkerung vollends auszuschalten, steht am 
Ende des Ablaufes ein Bundesratsbeschluss, an welchen sich dann letztendlich auch das 
Bundesgericht zu halten haben wird. Der betroffenen Bevölkerung bliebe dann so nur noch der 
Weg in den gewalttätigen Volksaufstand.  Das heisst, dass in diesem Land Hochspannungs-
Freileitungen nur noch unter grossem Polizei- und Militäraufgebot gebaut werden könnten. 
 
Anstatt die Bevölkerung von Beginn weg in die Planu ng einzubeziehen,  wird diese mit 
üblen Tricks von der Mitsprache ausgeschlossen. Die dadurch unvermeidlichen Gerichtskosten  
sind bereits in den Leitungskosten inbegriffen und werden später auf die Strompreise 
abgewälzt.  
Die Bundesgerichtsurteile sind jedoch bereits vorprogrammiert, da ein Bundesratsbeschluss 
vom Bundesgericht als verbindlich genommen werden muss. 
 
Übler als in diesem Prüf- und Beurteilungsverfahren  „Kabel/Freileitung“ ist dem Begriff 
„Demokratie“ in diesem Land wohl noch nie mitgespie lt worden. 
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FAZIT:  
Die Arbeitsgruppe des Bundes LSV (Leitungs. und Versorgungssicherheit) ist weder am 
Landschafts- noch am Gesundheitsschutz interessiert. Ihr Leitbild heisst: Profit  
Bei diesem Profitdenken wird fahrlässig mit der Versorgungssicherheit des Landes gespielt, 
indem aus reinem Renditedenken eine Bodenverkabelung von Hochspannungsleitungen 
weitgehend verunmöglicht werden soll. 

 
 
Bundesrat fürchtet Grenzwertdiskussion 
 
Pressemitteilung der Schweizerischen Schutzorganisa tionen gegen Elektrosmog vom 4. 
Juli 09  
 
Der Bundesrat ist den Forderungen der Ärzte sowie mehrerer Organisationen zum Schutz vor 
Elektrosmog nach einer Grenzwertsenkung nicht gefolgt. Er hat Gespräche mit 
Schutzorganisationen im Vorfeld der Verordnungsanpassung verweigert und schriftliche 
Anfragen in dieser Sache nicht beantwortet. Die Verordnung wurde im Eiltempo und mit 
unzureichender Transparenz verabschiedet.  
 
Weshalb will der Bundesrat eine Grenzwertdiskussion  in der Schweiz verhindern?  
Zum einen begründet der Bundesrat sein Vorgehen mit dem im europäischen Vergleich 
angeblich „strengsten“ Vorsorgegrenzwert der Schweiz.  Aber: Die Gesamtimmissionen infolge 
aller umliegenden Strahlungsquellen (Mobilfunk, TV, Radio usw.) dürfen in der Schweiz gleich 
hoch sein wie im Ausland. Der sogenannt strengere Schweizer Grenzwert gilt nur für eine 
einzige Sendeanlage und nur in Gebäuden. Vergleichsmessungen zeigen denn auch, dass die 
Schweizer Bevölkerung etwa gleich starker Strahlung ausgesetzt ist, wie die ausländische 
Bevölkerung.  
Siehe dazu auch unter http://www.gigaherz.ch/636 
 
Wir sind in der Praxis keinesfalls besser geschützt . 
Andere Länder schützen besser: Liechtenstein hat im Jahr 2008 seinen Anlagegrenzwert weit 
unter das Niveau der Schweiz gesenkt. Luxemburg und Belgien haben ihre Grenzwerte 
ebenfalls gesenkt. In Österreich gibt es parlamentarische Vorstösse zur Grenzwertsenkung. 
Der Städteverband Frankreichs forderte im Mai 2009 Versuche mit dem Liechtensteiner 
Grenzwert.  Die Diskussion um tiefere Grenzwerte ist in Europa im vollen Gange. Aber in der 
Schweiz darf sie nicht sein.  
 
Vorsorge nur dann, wenn diese wirtschaftlich tragba r ist, 
Zum anderen behauptet der Bundesrat, eine vorsorgliche Strahlungsbegrenzung würde das 
Umweltschutzgesetz von 1983 verletzen, gemäss welchem Vorsorgemassnahmen 
„wirtschaftlich tragbar“ sein müssen. Damit führt der Bundesrat einen Gesetzesartikel ins Feld, 
der 1983 nicht für den – damals noch kaum existenten – Mobilfunk gedacht war, jetzt aber 
dennoch darauf angewendet wird. In der Praxis heisst „wirtschaftlich tragbar“ nichts anderes, 
als dass den Mobilfunkbetreibern völlig freie Bahn gesetzlich garantiert ist. Aus Betreibersicht 
wäre jede durch staatliche Gesundheitsschutzmassnahmen verursachte Umsatzeinschränkung 
„untragbar“. Es scheint denn auch unmöglich, den Teufelskreis von Netzausbau und Schaffung 
neuer Bedürfnisse zu durchbrechen.  
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Wir erinnern an die Situation bei Asbest,  Holzschutzmitteln, verbleitem Treibstoff, Contergan 
etc. Bei all diesen Beispielen hat die gesundheitliche Schädigung ein weit grösseres Ausmass 
angenommen als von der Industrie und den Gesundheitsbehörden anfänglich behauptet. 
Dieselbe Situation zeichnet sich immer deutlicher beim Mobilfunk ab, ja sie ist wahrscheinlich 
langfristig sogar noch folgenschwerer.  
 
Aufgrund dieser Erfahrungen fordern wir eine konsequente Anwendung des Vorsorgeprinzips:  

• Das Umweltschutzgesetz sei so zu ergänzen, dass es den Eigenheiten des Mobilfunks 
Rechnung trägt.  

• Der Anlagegrenzwert sei schrittweise und rasch auf ein gesundheitsverträgliches Niveau 
zu senken.  

 
Dies ist eine gemeinsame Erklärung der nachstehend genannten Organisationen, die auch für 
Auskünfte gerne zur Verfügung stehen.  
 
Bürgerwelle Schweiz, info@buergerwelle-schweiz.org, 044 984 00 39,  
Gigaherz.ch, prevotec@bluewin.ch, 031 731 04 31  
IG Strahlungsfreies Kreuzlingen, info@strahlungsfrei.ch, 071 688 94 72  
IGOMF, Freidorf-Roggwil, igomf@postmail.ch, 071 450 04 10  
Mobilfunk mit Mass, Erlenbach, info.mobilfunk@hispeed.ch  
Mobilfunk mit Mass, St. Gallen, 071 244 70 64  
ARA, Association Romande pour la non-prolifération d'Antennes émettrices, ara@alerte.ch  
   
Hier geht es zur Meldung des UVEK vom 1. Juli 2009 über die Revision der NIS-Verordnung  
www.bafu.admin.ch/dokumentation/medieninformation/00962/index.html?lang=de&msg-
id=27813 
 
 

Der nächste Gigaherz-Kongress 
Der nächste Winter kommt bestimmt und ebenso der nä chste Nationale Kongress 
Elektrosmog-Betroffener. 
 
Dieser findet bereits zum 7. Mal statt. Dieses Jahr am Samstag, den 21. November.  Wie 
immer im Stadttheater Olten (Schweiz) 
Zu Fuss 2 Minuten ab Bahnhof SBB. Mit schnellen IC-Verbindungen ab allen grösseren 
Städten der Schweiz und den 3 Flughäfen, Zürich, Basel und Genf. 
Beginn 09.30Uhr. Tageskasse und Begrüssungskaffee ab 08.30. Ende ca. 17.30Uhr  
 
Die Referate werden simultan E/D und D/E übersetzt. Bei genügenden Anmeldungen auch D/F 
und E/F. 
Ein Genaues Programm mit weiteren Referenten und weiteren Details folgt. Reservieren Sie 
sich jedoch schon heute dieses wichtige Datum. 
 
Bis jetzt konnten folgende 3 Hauptreferenten gewonn en werden: 
 
 
 
 
 
 
 

 

Prof. Dr. med. Franz Adlkofer,  Geschäftsführer der VERUM Stiftung für 
Verhalten und Umwelt. Einer privaten Stiftung des bürgerlichen Rechts.  
Firmensitz: Theresienstraße 6-8, 80333 München http://www.verum-
foundation.de 
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Die Stiftung VERUM, die das von 2000 bis 2004 laufende und maßgeblich von der 
Europäischen Union finanzierte REFLEX-Projekt (QLK4-CT-1999-01574) organisierte und 
koordinierte, hat in der Zwischenzeit zusammen mit 9 internationalen Partnern ein 
Folgeforschungsvorhaben zur Förderung eingereicht. Das REFLEX-Projekt, zu dem eine 
Wiener Arbeitsgruppe wesentlich beigetragen hat, zeigt, dass die Mobilfunkstrahlung  Struktur 
und Funktion von Genen in isolierten menschlichen Zellen verändern kann. Mit dem 
Folgeprojekt soll herausgefunden werden, ob vergleichbare Zellveränderungen auch beim 
lebenden Menschen, insbesondere bei Kindern und Heranwachsenden,  vorkommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Damals berichtete er über das Thema Elektrohypersensitivität, Beobachtungen von 
physikalischen Schäden an der menschlichen Haut. 
In diesem Jahr wird er uns zum Thema Funktionelle Beeinträchtigung durch 
Elektrohypersensibilität und im besonderen über den zur Zeit in Schweden gültigen rechtlichen 
Status von Betroffenen berichten. Dieser neue rechtliche Status in Schweden hat in letzter Zeit 
in ganz Europa zu panikartigen Dementis der Mobilfunkbetreiber geführt. Prof. Olle Johansson 
wird uns sagen, was genau dort Sache ist. 
 
 
 
 
 
 
 
Seit vielen Jahren kreativ im Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) tätig; Schwerpunkt 
Klimaschutz.  
Seit 1998 Mitherausgeber des Magazins “Business Crime”  Seit 2002 Mitglied des Vorstands 
von Business Crime Control e.V. 
  
Zitat Schöndorf: „Der Kausalitätsnachweis ist die Achillesferse der modernen Produkthaftung. 
Das hat damit zu tun dass die Zusammenhänge sehr komplex sind, viel mit 
Naturwissenschaften zu tun haben, die den Juristen bekanntlich nicht besonders liegen und die 
Justiz immer noch in ihrem alten Denkschema verhaftet ist: Körperverletzungen begeht man 
mit Fäusten oder Knüppeln, manchmal auch mit einem Auto, aber niemals mit einem Handy. 
Damit macht man etwas ganz anderes: Telefonieren, Fotografieren, SMS schreiben und im 
Internet surfen. Alles schöne Dinge die nichts Anrüchiges haben. Für große Teile der kritischen 
Medizin ist der Kausalitätsnachweis aber schon längst geführt.“ 
 
****************************** 
 
Wir wünschen allen Lesern eine angenehme Sommerzeit und 
verbleiben mit den besten Grüssen. 
Präsident und Vorstandsmitglieder von Gigaherz ch 
per Adr. Hans-U. Jakob, Flüehli 17, 3150 Schwarzenburg 
Tel 031 731 04 31  Fax 031 731 28 54 
 
 
 

 

Prof. Dr. Olle Johansson,  The Experimental Dermatology Unit of 
Neuroscience (experimentelle Dermatologie, Abteilung Neurowissenschaft) 
des Karolinska-Instituts in Stockholm.(Schweden) 
 
Prof. Olle Johansson war schon am 2. Nationalen Kongress Elektrosmog-
Betroffener vom 13. November 2004 in Olten als Referent bei uns zu Gast. 

 

Prof. Dr. Erich Schöndorf,  1977 - 1996 Staatsanwalt in Frankfurt/Main. Die 
letzten zehn Jahre im Umweltdezernat tätig. Zwischen 1984 und 1996 in der 
Hauptsache mit dem “Holzschutzmittel-Verfahren” befasst. Seit 1996 
Professor für Umweltrecht und öffentliches Recht an der Fachhochschule 
Frankfurt/Main.  

 


